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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

14.10.1931 

Geschäftszahl 

0085/30 

Rechtssatz 

Gemäß § 66 Abs 4 AVG im Zusammenhalt mit §§ 37, 39 und 56 AVG über die von amts wegen vornehmende 
Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes sind die Berufungsbehörden berechtigt, auch auf neue, erst nach 
dem erstinstanzlichen Bescheid eingetretene Umstände Bedacht zu nehmen. 


